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Artikel 130 der Geschäftsordnung
Beatrix von Storch (EFDD)
Betrifft:	In Griechenland ankommende Migranten
Unter Präsident Erdogan nimmt die Türkei immer mehr eine konfrontative Haltung ein und lässt diktatorische Züge erkennen. Das Land geht dabei so weit, sich in die demokratische Bundestagswahl in Deutschland einzumischen. Erdogan ist zudem bestrebt, die Macht stärker in den Händen der Exekutive zu konzentrieren. Als Reaktion darauf hat das Europäische Parlament dafür gestimmt, „die Beitrittsverhandlungen mit der Türkei unverzüglich offiziell auszusetzen, wenn das Paket zur Verfassung unverändert umgesetzt wird“[footnoteRef:1]; [1:  	Entschließung des Europäischen Parlaments vom 6. Juli 2017 zu dem Bericht 2016 der Kommission über die Türkei (P8_TA(2017)0306).] 

Inzwischen ist diesen Sommer ein Anstieg der Migranten zu verzeichnen, die an den Küsten Griechenlands anlanden.
Befürchtet die Kommission, dass dieser Anstieg auf weniger Grenzschutzmaßnahmen von türkischer Seite als Reaktion auf die Forderung nach einer Beendigung der Beitrittsverhandlungen mit der Türkei zurückzuführen sein könnte?
Ist die Kommission der Ansicht, dass die Weigerung der Türkei, umfassende Grenzkontrollen durchzuführen, einen Verstoß der Vereinbarung zwischen der EU und der Türkei darstellt?
Hat die Kommission in Zusammenarbeit mit Griechenland und Bulgarien Notfallpläne für den Fall erstellt, dass die Türkei ihre Grenze nach Westen erneut öffnet, was zu Migration in einem Ausmaß wie in den Jahren 2015 und 2016 führen könnte?
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